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1.10.1. ÖPNV zum Null-Tarif
Der Landesparteitag möge beschließen:

Auf Seite 9 wird an Zeile 25 „…Kraftfahrzeugtechnik und der Verkehrssystemtechnik“ angefügt: 

„Verkehrswirtschaft braucht auch inhaltliche Zielvorgaben: Mobilität sollte in Einklang gebracht werden mit einer Auswertung des städtischen Raums und einer gesundheitsfördernden Stadtpolitik. Wir wollen den öffentlichen Nahverkehr verdichten und die Tempo 30 Zonen auch auf Hauptstraßen ausdehnen. Die öffentlichen Verkehrsmittel sollen zum 0-Tarif zur Verfügung stehen.
Der Güterverkehr wird über die Logistikzentren am äußeren Berliner Stadtring und an den großen Güterbahnhöfen so abgewickelt, das der Warenverkehr im Stadtbereich vorwiegend mit kleineren, umweltverträglicheren Fahrzeugen erfolgen kann.“
Begründung:

· Wir wollen Mobilität und Teilhabe am städtischen Leben für alle mit einer umweltgerechten Stadtpolitik zu verknüpfen.

· Die EU-Umweltrichtlinien bezüglich Lärm- und Schadstoffbelastung sollen in Berlin eingehalten werden.

· Wir machen Gesundheitsprävention für mindestens zwei Millionen Menschen, die an Berliner Hauptstraßen wohnen und für viele Kinder und alte Menschen, die häufig Verkehrsunfallopfer werden.

· Wir können zeigen, dass Stadt- und Landespolitik auch innovativ, unbürokratisch und unkonventionell sein kann. Ein Vorzeigeprojekt dieser Art könnte der Stadt neue Aufmerksamkeit geben, den Tourismus fördern, das Interesse von Investoren wecken und der Stadt einen bessere  Platz im Städteranking sichern.

· Neue Arbeitsplätze würden u.a. bei den Verkehrsbetrieben, in der Bahn- und Bustechnik, im Fahrzeugbau und der Logistik entstehen.

· Finanzierung: 

a) Einsparungen bei den Fahrscheinautomaten und beim Fahrscheinverkauf, beim Kontrollieren der Fahrgäste, beim Straßenbau und bei Straßenbauerhaltungsmaßnahmen

b) Zusätzliche Einnahmen durch jährliche Pauschalgebühren für Autofahrer oder über Abgaben für alle, die über mehr als ein Monatseonkommen von 2.500,- € netto verfügen.

1.10.2. Tariflohn statt Ein-Euro-Job

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Abschnitt „Existenzsichernde Arbeit“ – beginnend mit Seite 13, Zeile 19 bis 33 bis Seite 14, Zeile 1 wird gestrichen und ersetzt durch:

„Tariflohn statt Ein-Euro-Job
Um zu verhindern, dass noch weitere Normalarbeitsplätze verloren gehen, sorgen wir dafür, dass im Öffentlichen Dienst  kein weiterer Arbeitsplatz abgebaut wird. 

Bei der Ausgliederung von Ausgaben und der Vergabe von Aufträgen werden nur solche Firmen bedacht, die für tariflich abgesicherte Beschäftigungsverhältnisse sorgen. Bestehende Verträge werden überprüft und gekündigt, wenn die Beschäftigten nicht nach Tarif bezahlt werden, wenigstens aber einen Mindestlohn von 7,50 Euro erhalten. 

Statt Ein-Euro-Jobs brauchen wir im Öffentlichen Dienst, in Schulen, Kitas, Bibliotheken und sozialen Einrichtungen geregelte Normalarbeitsverhältnisse und gleichen Lohn für gleiche Arbeit.

Nur vorübergehend wollen wir Ein-Euro-Jobs in versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse umwandeln und finanzieren sie mit den Unterhaltsleistungen von 345 Euro, den Wohnkosten, der Aufwandsentschädigung (ca. 200 Euro)m den Sozialversicherungsanteilen und weiteren arbeitsmarktpolitischen Mitteln aus dem Europäischen Sozialfonds.“
Weiter mit: „Mit dieser Summe könnten….“

Begründung: 

Es entsteht beim Ursprungstext leicht der Eindruck, als wollten wir tariflich abgesicherte Normalarbeitsverhältnisse durch ein nur existenzsicherndes Einkommen ersetzen. „Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren“, das erscheint sinnvoll, kann aber unser gesamtes Lohn- und Tarifgefüge aus den Angeln heben und die Arbeitgeber verleiten, nur noch Niedriglöhne zu zahlen und sich die Lohnkosten subventionieren zu lassen. Nur existenzsichernde Löhne für große Teil der Bevölkerung haben Kaufkraftschwund, Nachfragerückgang und wirtschaftlichen Niedergang zur Folge. Eine staatliche subventionierte Armutsregion, das kann kein Zukunftsprojekt sein.
1.10.3. Qualifizierungs- und Arbeitsplatzinitiativen
Der Landesparteitag möge beschließen:

Seite 14, die Überschrift - Das Programm „Stelle statt Stütze“ – in Zeile 29 streichen und ersetzen durch:

„Qualifizierungs- und Arbeitsplatzinitiativen“
1.10.4. Öffentliche und gemeinnützige Einrichtungen
Der Landesparteitag möge beschließen:

Seite 15, Zeile 2 in den Satz „.., bei der die Job-Center einen Lohnkostenzuschuss geben.“ wird folgende Wortgruppe eingeschoben:

„.., bei der die Job-Center an öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen einen Lohnkostenzuschuss zahlen.“

Begründung:  Erfolgt mündlich

1.10.5. Unbefristete Einstellung
Der Landesparteitag möge beschließen:

Seite 15, Zeilen 3 bis 15 werden gestrichen und ersetzt durch:

„An kleine und mittlere Unternehmen wird der Zuschuss von 70 Prozent des Arbeitgeberbruttolohns – maximal 1.000 Euro im Monat - nur gezahlt, wenn sie einen Empfänger von Arbeitslosengeld II unbefristet einstellen und wenn sie nachweisen, dass sie dafür im Rotationsverfahren ihre Beschäftigten für Qualifizierungsmaßnahmen freistellen. Dieses Programm wird auch für Langzeitarbeitslose ohne Leistungsanspruch geöffnet.“

Begründung:

Wir wollen kein Kombilohnmodell und keine vom Staat subventionierten Arbeitsplätze, da die Gefahr besteht, dass immer mehr Unternehmen sich ihre Löhne vom Staat mitfinanzieren lassen und reguläre Arbeitsplätze abgebaut werden. So gerät das gesamte Lohn- und Tarifgefüge und das soziale Sicherungssystem ins Rutschen. Bei öffentlichen und gemeinnützigen Trägern ist darauf zu achten, dass nur zusätzliche Arbeit bezuschusst wird. Unterstützung sollte ein Unternehmen allerdings dann erfahren, wenn es Mitarbeiter für Qualifizierungsmaßnahmen freistellt und damit sein Innovationspotential steigert. 
1.10.6. Qualifizierungen und Schulabschlüsse
Der Landesparteitag möge beschließen:

Seite 15, Zeilen 18 und 19 werden gestrichen und der nachfolgende Satz umgestellt:

„Mit dem Programm „Zusatzjobs und Bildung“ können Langzeitarbeitslose zusätzlich zu ihren Arbeitsgelegenheiten oder Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen Qualifizierungen oder Schulabschlüsse erwerben, um ihre Chancen auf eine reguläre Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt zu erhöhen.“

Begründung:

Viele ältere, aber auch jüngere Langzeitarbeitslose, die über ein hohes Qualifikationsniveau verfügen, fühlen sich durch diese Beschreibung im ersten Satz diskriminiert. 
